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Zusammenfassung Im deutschen Arbeits- und Sozial-
recht gibt es rund 160 Schwellenwerte. Diese geben an,
ab welcher Beschäftigtenzahl ein bestimmtes Gesetz oder
eine Regelung in einem Betrieb zur Anwendung kommt
(z. B. Kündigungsschutzgesetz). Da das Überschreiten von
Schwellenwerten meist mit zusätzlichen Kosten für die Be-
triebe verbunden ist (z. B. Gewährung von
(Mitbestimmungs-)Rechten oder Einhaltung von Schutz-
standards), wird vermutet, dass diese das Beschäftigungs-
wachstum in Betrieben mit einer Beschäftigtenzahl unter-
halb einer Schwelle bremsen. Umgekehrt wird Schwellen-
werten unterstellt, dass sie den Beschäftigungsabbau in Be-
trieben oberhalb einer Schwelle fördern. Im Rahmen des
DFG-Projekts wurde diesen Vermutungen nachgegangen.
Dazu wurde auf Basis verschiedener Datensätze ökono-
metrisch überprüft, ob von der Beschäftigungspflicht für

Dieser Beitrag fasst die Ergebnisse unserer Arbeiten im Projekt
„Betriebsgrößenabhängige Schwellenwerte und Arbeitsplatzdynamik
in mittelständischen Firmen“ zusammen, das Teil des
DFG-Schwerpunktprogramms „Flexibilisierungspotentiale bei
heterogenen Arbeitsmärkten“ war. Wir danken der Deutschen
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Schwerbehinderte, der Freistellung des ersten Betriebsrats
von seiner beruflichen Tätigkeit oder einer der 13 Rege-
lungen rund um den 20er-Schwellenwert ein Einfluss auf
die Beschäftigungsdynamik in Betrieben rund um die je-
weilige Schwelle ausgeht, wobei sich nur selten die er-
warteten Bremseffekte zeigten. Da Schwellenwertregelun-
gen sehr unterschiedlich ausgestaltet sind, wurde zudem
ein Vorschlag für deren Vereinheitlichung erarbeitet, um
Transaktions- und Informationskosten zu senken und Aus-
weichreaktionen zu vermeiden.

Schlüsselwörter Schwellenwerte · Arbeitsnachfrage ·
Schwerbehinderte · Betriebsverfassungsgesetz ·
Reformvorschlag

JEL Klassifikationen J23

Employment effects of thresholds in labour law

Abstract In Germany, there exist around 160 threshold val-
ues stating that certain labour laws and regulations apply
only in establishments above a critical size (usually defined
by the number of employees). As crossing a threshold may
result in additional costs for the firm, it is often hypoth-
esized that firms try not to exceed thresholds, in such a
way dampening employment growth. Similarly, firms might
reduce employment in order to get rid of certain regula-
tions applying above a threshold. In our project, we have
tested these hypotheses using different data sets and in-
vestigating several labour laws (such as the Disabled Per-
sons Act, the Works Constitution Act, and various regu-
lations creating thresholds around the size of 20 employ-
ees in a firm). In contrast to expectations, very few effects
on employment dynamics have been found. Since thresh-
olds are defined inconsistently, we have developed several
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Fig. 1 Anzahl der überschrittenen arbeitsrechtlichen Schwellenwerte nach Anzahl der Arbeitnehmer, kumuliert (Stand 2010)

suggestions for simplifying and unifying threshold regula-
tions, which should reduce transaction costs and side ef-
fects.

1 Einleitung

Arbeits- und sozialrechtlichen Schwellenwerten wird häufig
unterstellt, dass sie einen Einfluss auf die Arbeitsplatzdy-
namik in mittelständischen Firmen haben. Schwellenwerte
geben an, ab welcher Beschäftigtenzahl ein bestimmtes Ge-
setz oder eine Regelung in einem Betrieb zur Anwendung
kommt (z. B. Kündigungsschutzgesetz). Da die Umsetzung
vieler arbeits- und sozialrechtlicher Regelungen mit zusätz-
lichen Kosten für die Unternehmen verbunden ist (z. B. An-
wendung des Kündigungsschutzgesetzes oder Freistellung
von Betriebsratsmitgliedern), wurden Schwellenwerte ein-
geführt, um kleine und mittlere Unternehmen von den Re-
gelungen auszunehmen und dadurch von den Kosten zu be-
freien. Als Begründung wird von ökonomischer und arbeits-
rechtlicher Seite meist die besondere Schutzbedürftigkeit
kleinerer Unternehmen genannt. Überschreitet nun ein Be-
trieb mit seiner Beschäftigtenzahl einen Schwellenwert, so
treten die Regelungen in Kraft und damit auch die mit ih-
nen verbunden Kosten. Daher wird vermutet, dass Betrie-

be auf ein Beschäftigungswachstum über eine Schwelle ver-
zichten, um die damit verbunden Kosten zu vermeiden. Um-
gekehrt könnten Betriebe ihre Beschäftigtenzahl unter einen
Schwellenwert verringern, um dadurch zusätzliche Einspa-
rungen zu erhalten.

In diesem Beitrag wird daher den Vermutungen nachge-
gangen, dass Schwellenwerte das Beschäftigungswachstum
in Betrieben bremsen bzw. den Beschäftigungsabbau för-
dern. Das folgende Kapitel stellt zunächst die rechtstech-
nische Ausgestaltung arbeits- und sozialrechtlicher Schwel-
lenwerte dar. Im Anschluss daran wird die relevante ökono-
mische Theorie erläutert. Abschnitt 4 fasst zuerst den Stand
der Forschung zu Beginn des Projekts zusammen, bevor in
Abschn. 5 die Ergebnisse zu den Beschäftigungswirkungen
von Schwellenwerten, die im Rahmen des DFG-Projekts
entstanden sind, erläutert werden. Der Beitrag schließt mit
einem Vorschlag zur Vereinheitlichung der Schwellenwer-
teregelungen.

2 Ausgestaltung von Schwellenwerten

Derzeit gibt es in Deutschland rund 160 verschiedene Ein-
zelschwellenwerte und Schwellenwertstaffeln. Während bei
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Einzelschwellenwerten nur ein Schwellenwert in der Rege-
lung existiert (z. B. Geltungsbereich des Kündigungsschutz-
gesetzes in Betrieben mit mehr als 10 Arbeitnehmern (§23
KSchG)), nehmen bei Schwellenwertstaffeln die Vorschrif-
ten mit der Anzahl der Arbeitnehmer zu. Diese finden sich z.
B. im Betriebsverfassungsgesetz. Dort steigt die Anzahl der
Betriebsratsmitglieder, wenn die Anzahl der Arbeitnehmer
im Betrieb mindestens 5, 21, 51, 101, 201 usw. beträgt (§9
BetrVG). In Abb. 1 sind die Schwellenwerte für den Bereich
bis 161 Arbeitnehmer abgebildet. Sie zeigt, wie die Zahl der
Regelungen durch das Überschreiten der Schwellen mit zu-
nehmender Mitarbeiterzahl steigt.

Eine kleine Auswahl von Schwellenwertregelungen und
deren rechtstechnische Ausgestaltung findet sich in Tab. 1.1

Sie verdeutlicht, dass sich Schwellenwerte in vielen Aspek-
ten unterscheiden. So sind beispielsweise einige Schwellen-
werte als „Mindest“-Werte konzipiert, andere dagegen als
„mehr als“-Werte. Einige Regelungen beziehen sich auf die
Anzahl der „in der Regel“ Beschäftigten, andere auf die
Anzahl der Arbeitnehmer zu einem bestimmten Zeitpunkt
oder die „jahresdurchschnittlich monatliche“ Anzahl an Ar-
beitsplätzen. Ferner beziehen sich manche Schwellenwerte
auf die Arbeitnehmer eines Unternehmens, andere auf die
eines Betriebes oder eines Arbeitgebers. Auch die Arbeit-
nehmer werden nicht in jeder Regelung gleich angerechnet.
So werden etwa Teilzeitbeschäftigte in einigen Regelungen
zeitanteilig gewichtet („pro rata temporis“), in anderen aber
wie Vollzeitkräfte gezählt. Daneben weisen die Regelungen
auch Unterschiede hinsichtlich der Stellung der Arbeitneh-
mer im Beruf auf. Beispielsweise zählen Heimarbeiter, Lei-
tende Angestellte oder Auszubildende nicht in allen Rege-
lungen zu den Arbeitnehmern (vgl. Koller 2007).

Da Schwellenwerte jedoch nicht nach einem klaren, kon-
sistenten System in die Gesetze eingeführt worden sind und
rund die Hälfte der Regelungen seit 1993 zum Teil mehr-
fach geändert wurde (wie etwa die dreimalige Veränderung
des Schwellenwerts im Kündigungsschutzgesetz seit 1996),
ist im Laufe der Zeit ein ziemlicher „Wildwuchs“ von un-
einheitlich gestalteten Schwellenwerten entstanden. Anstatt
dass Schwellenwerte somit zu einer Entlastung bei den Be-
trieben führen, belasten sie diese durch erhöhte Transakti-
onskosten und Risiken. So ist es für Unternehmen nicht nur
wegen der großen Zahl von rund 160 Schwellenwertrege-
lungen, sondern auch wegen deren äußerst unterschiedlicher
Ausgestaltung schwierig, den Überblick über alle Regelun-
gen zu behalten.

1Für eine systematische Übersicht über alle existierenden Regelungen
und deren Ausgestaltung zum Stand von November 2008 sei auf Koller
(2010) verwiesen.

3 Theoretische Überlegungen zu den
Beschäftigungswirkungen von Schwellenwerten

Im Folgenden wird erläutert, inwiefern Schwellenwerte das
betriebliche Beschäftigungswachstum beeinflussen können.
Existiert in einer Regelung ein Schwellenwert, so sind Un-
ternehmen, deren Arbeitnehmerzahl unter dieser Schwel-
le liegt, von der betreffenden Regelung befreit. Wird der
Schwellenwert jedoch überschritten, kommt die Regelung
zur Anwendung, was meist mit Verpflichtungen für die Un-
ternehmen verbunden ist. Diese Verpflichtungen bestehen
oft in der Gewährung von (Mitbestimmungs-)Rechten für
die Arbeitnehmer oder der Einhaltung bestimmter Schutz-
standards, welche für die Sicherheit der Arbeitnehmer Sorge
tragen. Gleichzeitig verursachen derartige Verpflichtungen
häufig zusätzliche Kosten bei den Unternehmen. Diese be-
stehen beispielsweise in den Kosten der Betriebsratstätigkeit
oder der Umsetzung von Maßnahmen zur Arbeitssicherheit
(vgl. Koller et al. 2007).

Befindet sich nun ein Unternehmen mit seiner Beschäf-
tigtenzahl direkt vor einer Schwelle und steigt die Nach-
frage nach den vom ihm produzierten Gütern, so können
dem Unternehmen, falls es seine Produktion ausweitet und
dies mit einem Beschäftigungswachstum über die Schwel-
le verbunden ist, durch das Inkrafttreten der jeweiligen Re-
gelung zusätzliche Kosten entstehen. Daher wird vermutet,
dass insbesondere Schwellenwerte, deren Überschreiten mit
hohen Kosten für die Unternehmen verbunden ist, die Schaf-
fung zusätzlicher Arbeitsplätze in Unternehmen vor einer
Schwelle bremsen. Umgekehrt kann bei einem Nachfrage-
rückgang mit entsprechendem Beschäftigungsabbau ein Un-
terschreiten des Schwellenwerts durch den Wegfall der Re-
gelungen zu zusätzlichen Kosteneinsparungen führen. Dies
impliziert, dass Schwellenwerte daher in Unternehmen di-
rekt über einer Schwelle einen Anreiz für Entlassungen dar-
stellen (vgl. Koller 2010).

Staatliche Sozialpolitik könnte sich somit negativ auf die
gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt auswirken, wenn Unter-
nehmen aufgrund der Schwellenwerte die gestiegene Nach-
frage nach Gütern nicht befriedigen, sondern auf ein Be-
schäftigungswachstum und damit eine Produktionssteige-
rung verzichten, um die zusätzlichen Kosten zu vermeiden.
Ferner könnten Wohlfahrtsverluste entstehen, wenn Unter-
nehmen ihre Beschäftigung abbauen, um unter eine Schwel-
le zu gelangen und zusätzliche Kosten zu sparen.

4 Stand der Forschung

Der Vermutung, Schwellenwerte könnten einen Einfluss auf
die Beschäftigungsdynamik in Betrieben haben, wurde be-
reits in verschiedenen Betriebsbefragungen und ökonome-
trischen Analysen nachgegangen. Allerdings lagen zu Be-
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ginn des DFG-Projekts – mit einer Ausnahme – nur Ergeb-
nisse von Studien vor, die sich mit den Beschäftigungswir-
kungen des Schwellenwerts, der den Geltungsbereich des
Kündigungsschutzgesetzes (§23 KSchG) angibt, befasst ha-
ben.2

Eine Befragung, welche sich mit den Beschäftigungs-
wirkungen von Schwellenwerten im Allgemeinen befasste,
wurde Friedrich und Hägele (1997) in rund 1.500 Unterneh-
men durchgeführt. Sie stellten fest, dass 19 Prozent der be-
fragten Unternehmen Einstellungen so lange wie möglich
hinauszögerten, um Schwellenwerte nicht zu überschreiten.
Weitere 22 Prozent der Unternehmen gaben an, konsequent
unter bestimmten Schwellenwerten zu bleiben. Eine Um-
frage des Deutschen Industrie- und Handelstags (1998) un-
ter rund 300 Unternehmen mit fünf bis zehn Arbeitneh-
mern ergab, dass 11 Prozent der Unternehmen seit der Er-
höhung des Schwellenwerts im Oktober 1996 von „mehr als
fünf“ auf „mehr als zehn“ Arbeitnehmern Personal einge-
stellt hatten. Weitere 14 Prozent wollten deswegen in Zu-
kunft noch einstellen. FORSA kam ebenfalls zu dem Er-
gebnis, dass 14 Prozent der rund 1.000 befragten Betrie-
be mit bis zu fünf Beschäftigten in den fünf Jahren seit
der neuerlichen Herabsetzung des Schwellenwertes 1999
auf „mehr als fünf“ Arbeitnehmer auf die Einrichtung zu-
sätzlicher Arbeitsplätze verzichtet hatten (Institut der deut-
schen Wirtschaft Köln 2003). Von den Betrieben mit ge-
nau fünf Beschäftigten gaben sogar 31 Prozent der Betrie-
be an, auf Einstellungen verzichtet zu haben, um nicht in
den Geltungsbereich des Kündigungsschutzgesetzes zu ge-
langen.

Die erste ökonometrische Analyse, die sich mit den Be-
schäftigungseffekten des Schwellenwerts im Kündigungs-
schutzgesetz befasste, wurde von Wagner et al. (2001) auf
Basis des IAB-Betriebspanels für die Jahre 1993 bis 1996
durchgeführt. Sie kamen anhand von Schätzungen eines
Random-Effects-Probit-Modells zu dem Ergebnis, dass sich
die Wahrscheinlichkeit einer Erhöhung der Beschäftigten-
zahl in Betrieben vor der Schwelle, die einen Anstieg des
Geschäftsvolumens erwartet hatten, nicht signifikant von
der anderer vergleichbarer Betriebe unterscheidet. Verick
(2004) führte – unter Verwendung des IAB-Betriebspanels
– Difference-in-Difference-Probit-Schätzungen zur Wahr-
scheinlichkeit einer Beschäftigungsveränderung durch. Sei-
ne Analysen ergaben zwar, dass die Wahrscheinlichkeit,
die Beschäftigung unverändert zu lassen, nach der Ver-
ringerung des Schwellenwerts 1999 (von „mehr als 10“

2Daneben gibt es noch weitere Studien, die den Schwellenwert im
Kündigungsschutzgesetz berücksichtigen. Diese untersuchen jedoch
entweder die Beschäftigung befristet Beschäftigter (siehe hierzu Ha-
gen und Bookmann 2002 sowie Fritsch und Schank 2005) oder die
Arbeitsplatzdynamik (siehe Bauer et al. 2007) in Betrieben rund um
den Schwellenwert und nicht dessen Einfluss auf das Beschäftigungs-
wachstum.

auf „mehr als 5“ Arbeitnehmer) in Betrieben mit maximal
fünf Arbeitnehmern signifikant höher war als in Betrieben
mit sechs bis 13 Arbeitnehmern. Robustheitschecks konn-
ten dieses Ergebnis jedoch nicht bestätigen. Auch Burgert
(2006) fand – mit Hilfe des IAB-Betriebspanels von 1996
bis 2001 – unter Anwendung eines Regression Disconti-
nuity Designs keine Hinweise darauf, dass die Verände-
rungen des Schwellenwerts 1996 und 1999 das Beschäfti-
gungswachstum von Betrieben unter dem Schwellenwert im
Vergleich zu Betrieben oberhalb signifikant verringert ha-
ben.

Während nun Befragungen insbesondere dem Schwel-
lenwert, der den Geltungsbereich der Kündigungsschutz-
gesetzes bestimmt, einen bremsenden Einfluss auf das Be-
schäftigungswachstum unterstellen, konnte keine der öko-
nometrischen Analysen einen eindeutig bremsenden Effekt
dieses Schwellenwerts nachweisen.

5 Ergebnisse der ökonometrischen Analysen im
Rahmen des DFG-Projekts

Wie im vorangegangenen Kapitel erläutert, lagen zu Be-
ginn des DFG-Projekts „Betriebsgrößenabhängige Schwel-
lenwerte und Arbeitsplatzdynamik in mittelständischen Fir-
men“ vor allem Erkenntnisse über die Beschäftigungswir-
kungen eines Schwellenwerts vor. Ziel des Projekts war es
daher, die Beschäftigungswirkungen weiterer (kosteninten-
siver) Schwellen zu untersuchen. Im Fokus standen dabei
nicht nur die Auswirkungen der Schwellenwerte auf das Be-
schäftigungswachstum, sondern auch die Effekte auf den
Beschäftigungsabbau. Analysiert wurde, ob die Beschäf-
tigungspflicht für Schwerbehinderte, die Freistellung des
ersten Betriebsrats von seiner beruflichen Tätigkeit sowie
Regelungen mit einem Schwellenwert rund um den 20er-
Schwellenwert einen Einfluss auf die Beschäftigungsdyna-
mik haben.

In einem ersten Schritt wurden die Effekte der Beschäf-
tigungspflicht für Schwerbehinderte ökonometrisch analy-
siert. Dazu wurde von Koller et al. (2006) auf Basis der St 88
(„Statistik aus dem Anzeigeverfahren gem. §77 Abs. 2 SGB
IX“) und dem IAB-Betriebspanel geprüft, ob die Pflicht, ab
24 Arbeitsplätzen mindestens zwei Schwerbehinderte zu be-
schäftigten oder andernfalls eine Ausgleichsabgabe zu zah-
len, einen bremsenden Effekt auf die Wahrscheinlichkeit ei-
nes Beschäftigungswachstums hatte. Überprüft wurde au-
ßerdem, ob die Beschäftigungspflicht die Wahrscheinlich-
keit eines Beschäftigungsabbaus gefördert hat. Ihre Probi-
tanalysen ergaben, dass Arbeitgeber, die 24 Arbeitsplätze
im Jahr 1999 und nicht ausreichend Schwerbehinderte be-
schäftigt hatten (und deshalb bei Überschreiten des Schwel-
lenwerts eine Ausgleichsabgabe zahlen oder einen Schwer-
behinderten einstellen mussten), mit einer signifikant ge-
ringeren Wahrscheinlichkeit im Jahr 2000 die Schwelle
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zur Beschäftigungspflicht eines weiteren Schwerbehinder-
ten überschritten haben als andere Arbeitgeber. Berechnun-
gen zur Größenordnung des Bremseffekts beim Beschäfti-
gungsaufbau ergaben, dass auf Grund der zweiten Schwelle
des Schwerbehindertengesetzes maximal 2.500 Arbeitsplät-
ze nicht eingerichtet worden sind. Die Probitschätzungen
zum Einfluss des Schwellenwerts auf den Beschäftigungs-
abbau ergaben dagegen, dass Arbeitgeber, die sich 1999 mit
25 Arbeitsplätzen direkt über der Schwelle befanden und ei-
ne Ausgleichsabgabe zahlen mussten, keine signifikant hö-
here Wahrscheinlichkeit hatten, ihre Beschäftigtenzahl zu
verringern, als andere Arbeitgeber.

Über 60 der rund 160 Schwellenwerte finden sich im Be-
triebsverfassungsgesetz. Daher lag es nahe, im Rahmen des
Projekts die Beschäftigungswirkungen des Schwellenwerts
zur Freistellung des ersten Betriebsratsmitglieds von der be-
ruflichen Tätigkeit zu untersuchen. Koller et al. (2008) ver-
wendeten dazu Angaben aus dem Betriebs-Historik-Panel
der Bundesagentur für Arbeit (BHP). Sie analysierten da-
bei nicht nur die Wirkungen der Freistellung des ersten Mit-
glieds in Betrieben ab 200 Beschäftigten, sondern nutzen
auch die Herabsetzung dieses Schwellenwerts im Juli 2001
von 300 auf 200 Arbeitnehmern als natürliches Experiment.
Mittels Probitanalysen haben Koller, Schnabel und Wag-
ner untersucht, ob der Schwellenwert von 300 Arbeitneh-
mern im Zeitraum von Juni 1999 bis Juni 2001 bzw. der
Schwellenwert von 200 Arbeitnehmern im Zeitraum von
Juni 2001 bis Juni 2003 eine bremsende Wirkung auf die
Wahrscheinlichkeit eines Beschäftigungswachstums für Be-
triebe hatte. Zudem konnten sie an Hand eines Differenz-
von-Differenzen-Ansatzes überprüfen, ob die Herabsetzung
des Schwellenwerts das Beschäftigungswachstum von Be-
trieben beeinflusst hat. Die Ergebnisse zeigen, dass weder
der alte Schwellenwert von 300 Arbeitnehmern noch der
neue Schwellenwert von 200 Arbeitnehmern oder dessen
Änderung eine bremsende Wirkung auf das Beschäftigungs-
wachstum von Betrieben hatte. Weitere Analysen zu den
Auswirkungen der Freistellung auf die Wahrscheinlichkeit
eines Beschäftigungsabbaus von Koller (2010) führten zu
gleichen Ergebnissen: Weder der alte noch der neue Schwel-
lenwert oder dessen Änderung Herabsetzung hatten einen
signifikanten Effekt auf den Beschäftigungsabbau in Betrie-
ben.

Wie die Abb. 1 zeigt, müssen insbesondere Kleinbetrie-
be viele Schwellenwertregelungen beachten. So liegen bei-
spielsweise Betriebe mit 25 Arbeitnehmern mit ihrer Be-
schäftigtenzahl über 30 Schwellenwerten. Daher wurde von
Koller (2010) auf Basis des BHP untersucht, ob es Auffällig-
keiten im Wachstumsverhalten von Kleinbetrieben mit we-
niger als 30 Arbeitnehmern gibt. Für die Analysen der Be-
schäftigungswirkungen von Schwellenwerten auf Kleinbe-
triebe wurde die Beschäftigtenzahl der Betriebe jeweils ent-
sprechend der gesetzlichen Bestimmungen berechnet (dabei

wurde u. a. berücksichtigt, ob Auszubildende zur schwel-
lenrelevanten Beschäftigtenzahl zählen und wie die Teil-
zeitbeschäftigte gewichtet werden). Insgesamt wurde die
Beschäftigtenzahl auf sechs verschiedene Arten berechnet.
Die deskriptiven Analysen ergaben, dass es zwischen 1993
und 2005 keine Auffälligkeiten beim Anteil an Betrieben
mit einer bestimmten Beschäftigungsveränderung gab, die
mit einem Schwellenwert korrespondiert hätte. Auch die
Verwendung von Übergangsmatrizen sowie die ökonome-
trische Überprüfung mittels OLS-Regressionen und semi-
parametrischen Schätzverfahren zeigte keine Besonderhei-
ten in Bezug auf die Betriebsgröße. Dies gilt auch für den
Schwellenwert zum Inkrafttreten des Kündigungsschutzge-
setzes. Keinem der jeweils gültigen Schwellenwerte konnte
unter Berücksichtigung der jeweils geltenden gesetzlichen
Bestimmungen zur Berechnung der Beschäftigtenzahl ein
Beschäftigungseffekt nachgewiesen werden.

Von Koller (2010) wurde ferner analysiert, ob von ei-
ner der 13 Regelungen mit einem Bezug zu 20 Arbeit-
nehmern Auswirkungen auf die Beschäftigungsveränderung
von 2004 auf 2005 ausgegangen sind. Datenbasis war wie-
der das BHP, und die Beschäftigtenzahl wurde entsprechend
der gesetzlichen Vorgaben bestimmt. Die Ergebnisse zei-
gen, dass die Wahrscheinlichkeit eines Beschäftigungsauf-
baus in Betrieben mit einer Beschäftigtenzahl knapp unter-
halb der jeweiligen Schwelle im Vergleich zu anderen Be-
trieben nicht signifikant geringer ist. Auch von der Ballung
der Schwellenwerte um die 20er-Schwelle scheinen keine
Beschäftigungseffekte auszugehen. So hatten Betriebe, die
2004 mit 20 vollzeitbeschäftigten und volljährigen Arbeit-
nehmern – unabhängig von der jeweiligen Berechnungsme-
thode der Beschäftigtenzahl – immer direkt unterhalb der
zwölf Schwellenwerte von „mehr als 20 Arbeitnehmern“ la-
gen und bei denen bei einem Beschäftigungswachstum alle
zwölf Regelungen gleichzeitig zur Anwendung kamen, kei-
ne signifikant geringere Wahrscheinlichkeit eines Beschäfti-
gungswachstums als andere Betriebe. Auch in Bezug auf die
Wahrscheinlichkeit einer Beschäftigungsveränderung wur-
den die bisherigen Ergebnisse bestätigt. So war weder die
Wahrscheinlichkeit eines Beschäftigungsabbaus in Betrie-
ben knapp über einer bestimmten Schwelle höher als bei an-
deren Betrieben, noch verringerten Betriebe, die 2004 mit 21
vollzeitbeschäftigten und volljährigen Arbeitnehmern über
allen zwölf Schwellen lagen, ihre Beschäftigung signifikant
häufiger. Die Annahme, dass die Ballung von Schwellen-
werten den Bremseffekt verstärkt bzw. den Anreiz eines
Beschäftigungsabbaus erhöht, konnte somit nicht bestätigt
werden.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass weder ein-
zelne Schwellenwerte noch die Ansammlung von Schwel-
lenwerten bei einer bestimmten Beschäftigtenzahl das Be-
schäftigungswachstum in Betrieben unterhalb dieser
Schwellen bremst. Umgekehrt konnte nicht belegt werden,
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dass Schwellenwerte den Beschäftigungsabbau in Betrieben
über diesen Schwellen fördern. Eine Ausnahme stellt nur der
Schwellenwert zur Beschäftigungspflicht von zwei Schwer-
behinderten dar, dem ein signifikant bremsender Effekt auf
das Beschäftigungswachstum in Unternehmen unterhalb der
Schwelle nachgewiesen werden konnte. Allerdings ist die
ökonomische Bedeutung dieses Bremseffekts als eher ge-
ring einzuschätzen.

6 Wirtschaftspolitische Empfehlungen

Wie die Analysen gezeigt haben, gehen von beschäftig-
tenzahlabhängigen Schwellenwerten im deutschen Arbeits-
und Sozialrecht keine substanziellen Effekte auf die Arbeits-
platzdynamik in mittelständischen Firmen aus. Die Schwel-
lenwertproblematik scheint somit weniger ausgeprägt zu
sein als oftmals von Praktikern behauptet. Allerdings ist es
für Unternehmen mit hohem personellen oder finanziellen
Aufwand und Ineffizienzen verbunden, den Überblick über
die sie betreffenden Schwellenwerte zu erlangen und zu be-
halten, weil von den rund 160 verschiedenen arbeits- und
sozialrechtlichen Schwellenwerten nur wenige auf die glei-
che Art berechnet werden.

Da eine Reduzierung und einheitlichere Ausgestaltung
von Schwellenwerten Transaktionskosten senken und die
ökonomische Effizienz erhöhen könnte, wurde bereits ein
Reformvorschlag zur Vereinheitlichung der Berechnung von
Schwellenwerten erarbeitet (vgl. Koller et al. 2007 sowie
Schnabel 2007). Dieser sieht vor, dass alle Schwellenwerte
einheitlich in Form von „Mindest“-Werten ausgedrückt wer-
den und der Eingangsschwellenwert für die Anwendung von
Arbeits- und sozialrechtlichen Regelungen auf „mehr als
20 Arbeitnehmer“ festgesetzt wird. Sollte eine solche ein-
heitliche Regelung auf relativ hohem Niveau politisch nicht
durchsetzbar sein, kann ersatzweise die Schwelle von „mehr
als zehn Arbeitnehmern“ Verwendung finden. In Kraft treten
sollen die Regelungen erst, wenn der Schwellenwert an drei
aufeinanderfolgenden Stichtagen, die jeweils in der Mitte ei-
nes Quartals liegen, überschritten wird. Bezugspunkt soll in
der Regel der Betrieb sein, da dieser üblicherweise die ar-
beitsorganisatorische Einheit für rechtliche Regelungen zum
Schutz des Arbeitnehmers in seiner konkreten Arbeitssitua-
tion darstellt. Teilzeitbeschäftigte sollen einheitlich in zwei
Stufen (Gewichtung der Teilzeitbeschäftigten mit weniger
als 20 Stunden pro Woche mit einem Faktor von 0,5 und
Teilzeitbeschäftigte mit 20 bis unter 30 Stunden pro Wo-
che mit einem Faktor von 0,75) gewichtet werden. Dies ver-
hindert eine überproportionale Belastung von Betrieben mit
vielen Teilzeitbeschäftigten und wirkt der Aufspaltung von
Arbeitsplätzen entgegen. Auszubildende, Leiharbeitnehmer
und Arbeitnehmer in ruhenden Beschäftigungsverhältnissen
sollen bei der Zahl der Arbeitnehmer nicht berücksichtigt
werden.

Zwar wäre eine derartige Vereinheitlichung und Ver-
einfachung der Schwellenwertregelungen mit einer Viel-
zahl von Gesetzesänderungen verbunden und die Kosten
für die Unternehmen würden zunächst steigen, da sie sich
mit den neuen Regelungen vertraut machen müssen. In
Zukunft dürfte jedoch die Überschaubarkeit erhöht und
Informations- und Bürokratiekosten könnten für die Unter-
nehmen gesenkt werden. Schwellenwerte hätten somit wie-
der ihre eigentliche Funktion und könnten kleine und mitt-
lere Unternehmen vor übermäßigen Belastungen durch das
Arbeits- und Sozialrecht befreien.

Kurzfassung

Arbeits- und sozialrechtlichen Schwellenwerten wird häufig
unterstellt, dass sie einen Einfluss auf die Arbeitsplatzdy-
namik in mittelständischen Firmen haben. Schwellenwerte
geben an, ab welcher Beschäftigtenzahl ein bestimmtes Ge-
setz oder eine Regelung in einem Betrieb zur Anwendung
kommt (z. B. Kündigungsschutzgesetz). Da die Umsetzung
vieler arbeits- und sozialrechtlicher Regelungen mit zusätz-
lichen Kosten für die Unternehmen verbunden ist (z. B. An-
wendung des Kündigungsschutzgesetzes oder Freistellung
von Betriebsratsmitgliedern), wurden Schwellenwerte ein-
geführt, um kleine und mittlere Unternehmen von den Re-
gelungen auszunehmen und dadurch von den Kosten zu be-
freien. Als Begründung wird von ökonomischer und arbeits-
rechtlicher Seite meist die besondere Schutzbedürftigkeit
kleinerer Unternehmen genannt. Überschreitet nun ein Be-
trieb mit seiner Beschäftigtenzahl einen Schwellenwert, so
treten die Regelungen in Kraft und damit auch die mit ih-
nen verbunden Kosten. Daher wird vermutet, dass Betrie-
be auf ein Beschäftigungswachstum über eine Schwelle ver-
zichten, um die damit verbunden Kosten zu vermeiden. Um-
gekehrt könnten Betriebe ihre Beschäftigtenzahl unter einen
Schwellenwert verringern, um dadurch zusätzliche Einspa-
rungen zu erhalten.

Wie die Analysen gezeigt haben, gehen von beschäftig-
tenzahlabhängigen Schwellenwerten im deutschen Arbeits-
und Sozialrecht keine substanziellen Effekte auf die Arbeits-
platzdynamik in mittelständischen Firmen aus. Die Schwel-
lenwertproblematik scheint somit weniger ausgeprägt zu
sein als oftmals von Praktikern behauptet. Allerdings ist es
für Unternehmen mit hohem personellen oder finanziellen
Aufwand und Ineffizienzen verbunden, den Überblick über
die sie betreffenden Schwellenwerte zu erlangen und zu be-
halten, weil von den rund 160 verschiedenen arbeits- und
sozialrechtlichen Schwellenwerten nur wenige auf die glei-
che Art berechnet werden.

Da eine Reduzierung und einheitlichere Ausgestaltung
von Schwellenwerten Transaktionskosten senken und die
ökonomische Effizienz erhöhen könnte, wurde bereits ein
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Reformvorschlag zur Vereinheitlichung der Berechnung von
Schwellenwerten erarbeitet (vgl. Koller et al. 2007 sowie
Schnabel 2007). Dieser sieht vor, dass alle Schwellenwerte
einheitlich in Form von „Mindest“-Werten ausgedrückt wer-
den und der Eingangsschwellenwert für die Anwendung von
Arbeits- und sozialrechtlichen Regelungen auf „mehr als
20 Arbeitnehmer“ festgesetzt wird. Sollte eine solche ein-
heitliche Regelung auf relativ hohem Niveau politisch nicht
durchsetzbar sein, kann ersatzweise die Schwelle von „mehr
als zehn Arbeitnehmern“ Verwendung finden. In Kraft treten
sollen die Regelungen erst, wenn der Schwellenwert an drei
aufeinanderfolgenden Stichtagen, die jeweils in der Mitte ei-
nes Quartals liegen, überschritten wird. Bezugspunkt soll in
der Regel der Betrieb sein, da dieser üblicherweise die ar-
beitsorganisatorische Einheit für rechtliche Regelungen zum
Schutz des Arbeitnehmers in seiner konkreten Arbeitssitua-
tion darstellt. Teilzeitbeschäftigte sollen einheitlich in zwei
Stufen (Gewichtung der Teilzeitbeschäftigten mit weniger
als 20 Stunden pro Woche mit einem Faktor von 0,5 und
Teilzeitbeschäftigte mit 20 bis unter 30 Stunden pro Wo-
che mit einem Faktor von 0,75) gewichtet werden. Dies ver-
hindert eine überproportionale Belastung von Betrieben mit
vielen Teilzeitbeschäftigten und wirkt der Aufspaltung von
Arbeitsplätzen entgegen. Auszubildende, Leiharbeitnehmer
und Arbeitnehmer in ruhenden Beschäftigungsverhältnissen
sollen bei der Zahl der Arbeitnehmer nicht berücksichtigt
werden.

Zwar wäre eine derartige Vereinheitlichung und Ver-
einfachung der Schwellenwertregelungen mit einer Viel-
zahl von Gesetzesänderungen verbunden und die Kosten
für die Unternehmen würden zunächst steigen, da sie sich
mit den neuen Regelungen vertraut machen müssen. In
Zukunft dürfte jedoch die Überschaubarkeit erhöht und
Informations- und Bürokratiekosten könnten für die Unter-
nehmen gesenkt werden. Schwellenwerte hätten somit wie-
der ihre eigentliche Funktion und könnten kleine und mitt-
lere Unternehmen vor übermäßigen Belastungen durch das
Arbeits- und Sozialrecht befreien.
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